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// Im Blickpunkth

Die Betriebsratsbeg�nstigung ist eine Straftat. Damit zusammenh�ngende Betriebsausgaben sind gem. § 4 Abs. 5 S. 1

Nr. 10 EStG nicht abzugsf�hig. Rieble setzt sich kritisch mit der Reduktion des Anwendungsbereichs auf Korruptionsde-

likte auseinander. Die steuerliche Behandlung des Widerrufs von beherrschenden Gesellschafter-Gesch�ftsf�hrern von Ka-

pitalgesellschaften erteilten Versorgungszusagen ist Gegenstand der Beitrags von Lehmann.

Udo Eversloh, Ressortleiter Steuerrecht

Entscheidungen
BFH: Umlagezahlungen an Zusatzver-

sorgungseinrichtungen als Arbeitslohn

Der BFH hat am 7.5.2009 in gleich vier Urteilen

zu der Frage Stellung genommen, ob Umlage-

zahlungen an Zusatzversorgungseinrichtungen

als Arbeitslohn anzusehen sind.

– Im Urteil VI R 8/07 hat er das f�r solche Zahlun-

gen bejaht, die dem Arbeitnehmer einen un-

mittelbaren und unentziehbaren Rechtsan-

spruch auf Zusatzversorgung gegen die VBL

verschaffen. Sie f�hren im Zeitpunkt ihrer Zah-

lung zu Arbeitslohn. F�r die Annahme von Ar-

beitslohn gen�ge es, dass eine zun�chst als An-

wartschaftsrecht auf k�nftige Versorgung aus-

gestaltete Rechtsposition des Arbeitnehmers

jedenfalls bei planm�ßigem Versicherungsver-

lauf zu einemAnspruch auf Versorgung f�hrt.

– Dem Verfahren VI R 16/07 lag zugrunde, dass

ein nach Ausscheiden des Arbeitgebers aus

der VBL dort beitragsfrei weiterversicherter Ar-

beitnehmer statt einer Versorgungsrente eine

niedrigere Versicherungsrente erhielt. Auf-

grund einer Direktzusage bildete der Arbeitge-

ber zur Sicherung der zugesagten Gesamtver-

sorgung ein Versorgungsguthaben, das er an

den in Ruhestand getretenen Arbeitnehmer

auszahlte. Der BFH sah in der vom Finanzamt

nach § 34 des EStG tarifbeg�nstigt besteuer-

ten Einmalzahlung zus�tzlichen Arbeitslohn.

– In den Verfahren VI R 5/08 und VI R 37/08

hatte der BFH dar�ber zu entscheiden, ob

nach dem Ausscheiden des Arbeitgebers aus

der VBL eine R�ckzahlung von Arbeitslohn

vorliegt, wenn der Arbeitnehmer wegen

Nichterf�llung der Wartezeit einen Versor-

gungsanspruch gegen�ber der VBL nicht mehr

erdienen kann oder wenn der fortan beitrags-

frei bei der VBL versicherte Arbeitnehmer von

einem Anspruch auf Versorgungsrente auf ei-

nen niedrigeren Anspruch auf Versicherungs-

rente zur�ckf�llt. Nach Ansicht des BFH f�hrt

der Umstand, dass sich Beitr�ge zur Finanzie-

rung des Versicherungsschutzes des Arbeit-

nehmers nach Abweichungen vom planm�ßi-

gen Versicherungsverlauf nachtr�glich ganz

oder teilweise nicht (mehr) als werthaltig er-

weisen, nicht zu negativen Einnahmen oder

zu Aufwendungen des Versicherten.

VolltextderUrteile: // BB-ONLINE BBL2009-1611-1,

BBL2009-1611-2, BBL2009-1611-3 und

BBL2009-1611-4

unter www.betriebs-berater.de

BFH: Vorsteuerabzug bei Organschaft

Der BFH hat durch Urteil vom 13.5.2009 – XI R

84/07 – entschieden: Wechselt der Organtr�ger

infolge einer Ver�ußerung der Anteile an der Or-

gangesellschaft zeitlich nach dem Bezug einer

Leistung durch die Organgesellschaft, aber noch

vor Erhalt der Rechnung, steht das Recht zum

Vorsteuerabzug aus diesem Leistungsbezug

nicht dem neuen Organtr�ger zu.

Die Berechtigung des Organtr�gers zum Vor-

steuerabzug aus Eingangsleistungen der Organ-

gesellschaft richtet sich nach den Verh�ltnissen

im Zeitpunkt des Leistungsbezugs, nicht der

Rechnungserteilung.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1611-5

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Betriebsverm�gensm�ßige

Verflechtung bei Betriebsaufspaltung

Der BFH hat durch Urteil vom 14.5.2009 – IV R

27/08 – entschieden: Bei einer Betriebsaufspal-

tung sind Besitz- und Betriebsgesellschaft dann

betriebsverm�gensm�ßig miteinander verbun-

den, wenn sich die personelle Verflechtung aus

der Beteiligung an den Gesellschaften ergibt

und nicht nur auf einem rein tats�chlichen Herr-

schaftsverh�ltnis beruht (Konkretisierung des

BFH-Beschlusses vom 26.3.1993 – III S 42/92,

BStBl. II 1993, 723). Allein der Umstand, dass die

Beteiligung an der Betriebsgesellschaft bei der

Besitzgesellschaft nicht zum Betriebsverm�gen

geh�rt, ist f�r die Frage der betriebsverm�gens-

m�ßigen Verflechtung nicht ausschlaggebend.

Maßgeblich ist insoweit allein, dass die Verflech-

tung nicht auf einem rein tats�chlichen Herr-

schaftsverh�ltnis beruht, sondern sich aus der

Beteiligung an der Betriebsgesellschaft ergibt.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1611-6

unterwww.betriebs-berater.de

Der BFH hat auch klargestellt, dass der Steu-

erpflichtige einen Anspruch auf die im pflichtge-

m�ßen Ermessen der Finanzbeh�rde stehende

Gew�hrung einer Steuerverg�nstigung nach § 3

Abs. 1 ZRFG hat, wenn die Finanzverwaltung in

einschl�gigen Verwaltungsanweisungen eine da-

hingehende Selbstbindung eingegangen ist.

Verwaltungsanweisung
BMF: Schreiben zur Funktionsverlagerung

(Entwurf)

Das BMF hat am 17.7.2009 den Entwurf eines

Schreibens zur den Verwaltungsgrunds�tzen die

Funktionsverlagerung betreffend vorgelegt. Da-

rin sollen offene Zweifelsfragen gekl�rt und die

Rechtslage anhand praxisnaher Beispiele veran-

schaulicht werden.

VolltextdesEntw.: // BB-ONLINE BBL2009-1611-7

unterwww.betriebs-berater.de

Der Entwurf des geplanten BMF-Schreibens

ist f�r eine befristete Zeit auf der Internetseite des

BMF eingestellt und gibt Unternehmen und Ver-

b�nden sowie der breiten �ffentlichkeit bis zum

28.8.2009 Gelegenheit zur Stellungnahme. Die E-

Mail-Adresse daf�r lautet: IVB5@bmf.bund.de.

BMF: Statistik �ber

Einspruchsentscheidungen im Jahr 2008

Das Bundesministerium der Finanzen hat die

Daten zur Einspruchsbearbeitung in den Finanz-

�mtern im Jahr 2008 zusammengestellt. Daraus

ergibt sich u.a., dass sich die Sache in 42,1% der

F�lle durch Abhilfe erledigt hat.

VolltextderStat.: // BB-ONLINE BBL2009-1611-8

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Bundestag: Referentenentwurf einerSteuer-

hinterziehungsbek�mpfungs-Verordnung

Am 19.7.2009 wurde der Entwurf einer Steuer-

hinterziehungsbek�mpfungs-Verordnung ver�f-

fentlicht.

St�ndige Mitarbeiter im Steuerrecht: RA StB Dr. Stefan Behrens, Frankfurt a.M.; Dipl.-Kfm. StB Oliver D�rfler, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. W. Christian Lohse, Vorsitzender Richter am FG
M�nchena. D.;Dipl.-Kffr. StBinMartinaOrtmann-Babel, Stuttgart;Dr. J�rgenSchmidt-Troje, Pr�sident des FGK�ln, K�ln;Prof.Dr.RomanSeer, Bochum;StBDr.AndreasS�ffing, Frankfurt a.M.;
Dr. Roland Wacker, Richter amBFH,M�nchen;Dipl.-Kfm.StBLarsZipfel, Stuttgart

Die Woche im Steuerrecht
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